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Bremen (alp).Gegen das geplanteGiftmüll-
Lager im Hemelinger Hafen haben Bürger,
Lokalpolitiker und Naturschützer am Mitt-
woch eine Online-Petition bei der Bremi-
schen Bürgerschaft eingereicht. Zu den
Erstunterzeichnern zählen unter anderen
Jens Dennhardt, stellvertretender Ortsver-
einsvorsitzender der Hemelinger SPD, An-
dreasHipp, Vorsitzender desCDU-Stadtbe-
zirksverbandesHemelingen und Ralf Bohr,
Fraktionsvorsitzender der Grünen im He-
melinger Beirat. Auch der Naturschutz-
bund (NABU) unterstützt die Petition. Die
Initiatoren fordern, das Abfallzwischenla-
ger im Hemelinger Hafen zu verhindern,
etwa durch eine Veränderungssperre oder
eine Änderung des Bebauungsplans. Die
Petenten thematisierten ihr Anliegen ges-
tern Abend auch imHemelinger Beirat. Ur-
sprünglich sollte das Abfall-Lager der
Firma „Pro Entsorga“ an der Funkschneise
eröffnet werden. Nach heftigem Wider-
stand der Bevölkerung hat der Betreiber
nun den Alternativstandort an der Her-
mann-Funk-Straße im Hemelinger Hafen
ins Auge gefasst.

Bremen (alp).Die Handwerkskammer Bre-
men hat die Klage der Drogeriekette Ross-
mann gegen die umstrittene neue Rund-
funkabgabe begrüßt. „Wir unterstützen
das“, sagte der Hauptgeschäftsführer der
Handwerkskammer, Markus Mertsch. Es
gebe zahlreicheHandwerksbetriebe inBre-
men, die ihre Hoffnung auf solche Muster-
klagen setzen würden. „Dennoch streben
wir natürlich eine einvernehmliche Lösung
mit der Politik an“, sagte Mertsch. Er be-
mängelt an der seit 1. Januar geltenden
neuen Rundfunkabgabe vor allem, dass sie
an einzelnen Betriebsstätten und den Fahr-
zeugen, nicht mehr am Gesamtunterneh-
men ansetze. Manche Betriebe sähen sich
daher mit erheblichenGebührensteigerun-
gen konfrontiert. Die Bremer Handelskam-
mer hingegen sieht derzeit noch keinenAn-
lass, gegen die neue Abgabe vorzugehen:
„Bislang haben sich noch keine Unterneh-
men an uns gewandt, die mit der Rund-
funkabgabe ein Problemhaben“, sagte An-
nekathrin Gut, Sprecherin der Handels-
kammer.

Das Wohl ihrer Geschlechtsgenossinnen
liegt der 21 Jahre alten Mirlinda Bahtiri
ganz besonders am Herzen: Während
ihres Freiwilligen Sozialen Jahrs in Bre-
mens Zentralstelle für Gleichberechti-
gung setzt sie sich für Frauenrechte ein.

VON AMIRA RAJAB

Bremen. Deutsche Frauenpolitik näher
kennenlernen, sich für die Gleichberechti-
gung einsetzen und einen neuen Winkel
der Politik entdecken. Das waren Mirlinda
Bahtiris Ziele, als sie im September vergan-
genen Jahres ihr Freies Soziales Jahr in der
Bremischen Zentrale für die Verwirkli-
chung der Frau begann. Nach ihrem Fach-
abitur benötigte sie eine Orientierungs-
phase und wandte sich an den Sozialen
Friedensdienst, der ihr die Stelle in der Bre-
mischen Zentrale anbot. Für sie der ideale
Arbeitsplatz.
Ursprünglich stammt die 21-Jährige aus

dem Kosovo. Von dort kennt sie ein ande-
res Frauenbild als das deutsche: „Dort
muss die Frau der Norm entsprechen. Sie
ist Vorzeigeobjekt, darf nicht aus der Reihe
tanzen und muss Haushalt und Familie re-
präsentieren. Etwas anderes zählt nicht.“
Auch wenn es in Deutschland längst nicht
mehr so aussehe, auch hier sei die Frau
noch lange nicht am Ziel. „Wenn ich be-
denke, dass Frauen in Bremen auch heute
noch rund 23 Prozent weniger Gehalt als
Männer verdienen, gibt es immer noch ge-
nug für Gleichberechtigungsbeauftragte
zu tun“, sagt Bahtiri.
Freunde und Bekannte haben ihre

Arbeit oft leichtfertig als Zeitverschwen-
dung belächelt. „Viele meinen dann ein-
fach, die Gleichberechtigung sei hier in
Deutschland doch schon lange da,“ sagt
sie. Natürlich hätte sie sich auch einen
Nebenjob suchen, als Kellnerin arbeiten
oder „Mädchen für alles“ werden können.
Stattdessen hat sie sich bewusst für diese
Arbeit entschieden, um auch hierzulande
gegenMängel bei der Gleichberechtigung
der Frau anzugehen: „In Deutschland tritt
mittlerweile das Gegenteil vom Kosovo
auf.Hiermuss die Frau alles erfüllen: Haus-
frau, erfolgreiche Karrierefrau und Mutter.
Alles gleichzeitig und am besten ohne
Pause.“ Viele der Frauen und besonders

die der jüngeren Generation wüssten gar
nicht, was die Zentralstelle für Gleichbe-
rechtigung hier in Bremen alles mache.
Fachfrauen gäbe es in der Stelle für fast je-
den Bereich.
Schon früh hat sich Bahtiri für Politik in-

teressiert. Soziales Engagement war für sie
dabei immer sehr wichtig. Angefangen hat
alles beim Jugendbeirat West. Nachdem
sie einmal bei der Politikwerkstatt des Bun-
deslandes Bremen „Jugend im Parlament“
teilgenommen hatte, setzte sie sich dafür
ein, dass Jugendliche auchmehr als einmal
teilnehmen dürfen. Mit Erfolg. Daraufhin
konnte auch sie selbst ein zweites Mal teil-
nehmen. Bei der Aktion „Schule ohne Ras-
sismus – Schule mit Courage“ hat sie eben-
falls mitgewirkt. Alles freiwillig und unent-
geltlich. „Mitreden und auch mit wenigen
Mitteln etwas bewirken können, das war
schon damals mein Ziel“, sagt Bahtiri.

Bis August wird sie nun noch in der Zen-
tralstelle für die Gleichberechtigung der
Frau arbeiten und neue Eindrücke sam-
meln. Für die Zukunft plant sie ein Politik-
studium. Wo sie damit genau landen will,
weiß sie selbst noch nicht genau „Natürlich
liegen mir die Frauenrechte im Kosovo am
Herzen, allerdings fühle ich mich gerade
noch nicht bereit, dort auch etwas bewir-
ken zu können“, sagt die 21-Jährige. Erste
Kontakte habe sie nun schon knüpfen kön-
nen. Dass sie die Landesfrauenbeauftragte
aus Bremen, Ulrike Hauffe, kennenlernen
konnte, freut Bahtiri besonders. Ob sie
selbst mal an ihre Stelle treten wird, kann
sie sich heute noch nicht vorstellen. „Poli-
tik ist ein soweites Feld, sich da zu entschei-
den ist gar nicht so einfach“, sagt sie. Vor-
erst engagiert sie sich weiter für Frauen-
rechte in Bremen. Das größte Problem für
Bahtiri bleibt: „Frauen sind nicht mutig ge-
nug, Männer verhandeln einfach besser.“

Online-Petition
gegen Giftmüll-Lager

Rundfunkabgabe:
Kammer begrüßt Klage

Eine Frau macht sich für Frauen stark
Engagiert: Mirlinda Bahtiri absolviert ein Freiwilliges Soziales Jahr in der Zentralstelle für Gleichberechtigung

Die 21 Jahre alte Mirlinda Bahtiri hat sich für ein Freiwilliges Soziales Jahr in der Bremischen Zen-
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„Frauen sind nicht mutig
genug, Männer verhandeln

einfach besser.“
Mirlinda Bahtiri

Zum Thema „Mehr Geld für Bundeskanz-
ler“:

Gehälter müssen runter
Nicht das Kanzlereinkommenmuss erhöht,
sondern die Bezüge der Sparkassendirekto-
ren, Aufsichtsratsvorsitzenden, Vorstände
sowieManager müssen verringert werden.
Somit wären finanzielle Mittel zur Erweite-
rung des Mitarbeiterstabes frei. Überall
und allerorten wird über Personalknapp-
heit mit gravierenden Auswirkungen wie
Burn-out und hoher Fehlerquote berichtet.
Die Problematik kann keinesfalls mit ho-
hen Bezügen der Manager „ausgebügelt“
werden,wenngleich es doch eine netteVor-
stellung wäre, hoch dotierte Manager Aus-
hilfsschichten in Krankenhäusern, Pflege-
heimen oder anderen unterbesetzten Insti-
tutionen schieben zu lassen, um sie so der
Basis näherzubringen und einen sozialen
Ausgleich zu schaffen.

MONIKA MONSEES, BREMEN

Nicht nachvollziehbar
Herr Steinbrück hat sich bestimmt mit sei-
ner Äußerung vertan. Er wolltet sicher sa-
gen, dass dieGehälter der oberen Posten in
der freienWirtschaft zu hoch sind, oder? Es
ist traurig und nicht nachvollziehbar, dass
die Vorstände in der freien Wirtschaft und
die Bank– und Sparkassendirektoren sich
mit Millionen-Gehältern die Taschen voll-
stopfen. Wo kommt das Geld her? Von den
Sparern. DIETER STRAHLENDORF, BREMEN

In die Falle getappt
Die Zuckerplantagenbesitzer des 18. Jahr-
hunderts in der Karibikwaren die reichsten
Männer der Welt. Sie praktizierten Absen-
tismus, lebten in London, und ihre europäi-
schen Manager waren die De-facto-Herr-
scher der Plantage.HöheresGehalt, lukrati-
ver Bonus und unbeschränkte Macht moti-
vieren eine bürgerliche Einzelperson an-
scheinend dazu, sich in eine kühne und ty-
rannische Führungskraft zu verwandeln.
Dieses phänomenale Geschehen wurde
von der Wirtschaft wohl erkannt und wird
immer noch als Rückgrat eines Unterneh-
mens eingestuft. Das Schicksal dieser
„Heuern–und–feuern“-Manager ist nur
von dem wirtschaftlichen Erfolg der Unter-

nehmen abhängig. Sie führen ein Jetset-Le-
ben, das an einem seidenen Faden hängt.
Nicht selten landen sie im Gefängnis, wer-
den zu Sozialhilfeempfängern oder bege-
hen Selbstmord.
Eine politische Karriere in einem demo-

kratischen System ist von dem Einsatz und
sozialen Engagement abhängig. Hier wer-
den die Anliegen des Volkes vor den eige-
nen Vorteil gestellt. Demzufolge verzich-
ten viele Politiker im Amt demonstrativ auf
ihr Gehalt und praktizieren oft Asketismus.
Wenn Peer Steinbrück anstatt einer Ge-
haltserhöhung den Gehaltsverzicht ver-
langt hätte, wäre der Weg zum Kanzleramt
einfacher gewesen. Leider ist er in eine
selbst gebastelte Falle gelaufen.

DR. SALIM M. ALI, BREMEN

Das nächste Fettnäpfchen
Nunalso das nächste Fettnäpfchen.Hat die-
ser Kandidat für das Kanzleramt schon ge-
merkt, dass es in Deutschland ganz viele
Menschen gibt, die derart unterbezahlt
sind, dass sie trotz harter Arbeit nicht ein-
mal ihr Existenzminimum sichern können?
Vielleicht sollte Herr Steinbrück sich zur
Abwechslung mal mit einem Thema be-
schäftigen, das nicht ihn selbst betrifft, son-
dern dieMenschen, für die er gewählt wer-
den will. Es wäre auch wenig sinnvoll,
Kanzlerwerden zuwollen, um reich zuwer-
den. Dafür gibt es andere Jobs, die Herrn
Steinbrück gut bekannt sind, wie man
weiß. VOLKER INGENHOVEN, GRASBERG

Umkehren, Herr Steinbrück!
Im Gegensatz zu den Spitzenverdienern
der Wirtschaft füllen Politiker nicht den
Topf, aus dem die Staatsdiener ihre Gehäl-
ter undPensionen entnehmen. Die Spitzen-
verdiener in der Wirtschaft sorgen mit
ihren Steuern und denen ihrer Mitarbeiter
mit dafür, dass der Staat über die nötigen
Mittel verfügen kann. Dadurch und daraus
vor allem sollte ein angemessenes Augen-
maß unserer Politiker gefordert sein. So
war es bisher. Wer jetzt solch neue Maß-
stäbe setzen will, sollte in der Wirtschaft
bleiben und keine politische Machtfunk-
tion anstreben. BRUNO GORGS, BREMEN

Wenig überzeugend
Das Problem könnte doch auch sein, dass
nicht die Kanzlerin zu wenig, sondern der
Sparkassendirektor zu viel verdient. Da fal-
len einem zum Beispiel die vielen Men-
schen ein, die sich – oft unterbezahlt und in
prekären Arbeitsverhältnissen – immedizi-
nischen, pflegerischen oder sozialen Be-

reich umdasWohl andererMenschenküm-
mern und diesen gegenüber eine hohe un-
mittelbare Verantwortung tragen. An den
Einkommen solcher Leistungsträger unse-
rer Volkswirtschaft sollte sich das Kanzler-
gehalt - und nicht nur das - messen lassen,
nicht an dem Verdienst eines im Vergleich
dazu überbezahlten Sparkassendirektors.
Hier hat sich Herr Steinbrück nicht gerade
überzeugend als Sozialdemokrat profiliert.

DR. RAINER GREFFRATH, STUHR

Zum Thema „Geno-Nord“:

Weniger ist mehr
Kein Wunder, dass die Geno-Nord vor der
Insolvenz steht! Drei Tage war ich als Pa-
tientin im Krankenhaus Links der Weser.
Danach bekam ich von jeder einzelnen Sta-
tion – Röntgen, Ultraschall, Labor und wei-
teren – einzelne Rechnungen in vierfacher
Ausführung. Das sind also vier mal vier
DIN-A4-Bogen mal vier; plus vier Briefum-
schläge und vier mal Porto; insgesamt also
16 DIN-A4-Bogen. Früher, da war es viel-
leicht doch besser, da habe ich eine Rech-
nung in doppelter Ausführung erhalten.
Das war’s. DR. HADWIG VASEN, RIEDE

Zum Thema „Naher Osten“:

Undenkbar
Hans Henning Hartmann vergleicht in sei-
nem Leserbrief „Wir sind in der Pflicht“ zu-
treffend die Vertreibung der Deutschen
und die der Palästinenser. Er führt diesen
Vergleich aber nicht zu Ende.
Deutschland hat 1939 – wie die Nach-

barn Israels 1948 – einen Krieg vom Zaun
gebrochen und den Krieg sowie große
Teile des Territoriums verloren. Deutsch-
land hat seine Kriegsschuld anerkannt, hat
sich allmählich mit den Gebietsverlusten
abgefunden und die neuen Grenzen offi-
ziell bestätigt. Niemandkommt auf denGe-
danken, Raketen auf Polen zu feuern oder
sich und andere in Warschau oder Breslau
in die Luft zu sprengen.

HEINZ HARTMANN, BREMEN
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Zum Thema
„Eine weitere Ampel für die Vahr“:

Unverhältnismäßig
Über 19 Milliarden Euro Schulden hat Bre-
men im Laufe der Jahre angehäuft. Pro
Kopf mehr als 29000 Euro (Stand 2011).Ge-
meinsam mit den anteiligen Schulden des
Bundes kommt man so auf 45550 Euro pro
Kopf. Das ist weit mehr als in Griechenland
(31000 Euro). Trotz dieser Höchstverschul-
dung leistet sich Bremen für rund 500000
Euro drei Ampeln auf der Kurfürsten-/Ri-
chard-Boljahn-Allee, eine vierte Ampel
soll hinzukommen – nochmals geschätzte
100000 bis 150000 Euro für Umbaumaß-
nahmen und dieWegeanbindung.
Weiter leistet Bremen sich eineDesigner-

Blitz-Anlage in der Richard-Boljahn-Allee
(stadtauswärts). Kosten geschätzt 80000
Euro; ein normaler Starenkasten kostet
circa 8000 Euro (wenn denn überhaupt er-
forderlich; einUnfallschwerpunkt ist dieser
Teil der Richard Boljahn-Allee sicherlich
nicht).
Zu guter Letzt werden aus einer Senato-

renstelle zwei gemacht. Geschätzte Mehr-
kosten circa 220000 Euro im Jahr. Ich frage
mich,wie Bremen, bei einer derartigenVer-
schwendungssucht, die im Grundgesetz
festgeschriebene Schuldenbremse bis zum
Jahr 2020 erreichen will. Einen Vorschlag
habe ich: Reduzierung der Senatorenstel-
len, Reduzierung derMitglieder der bremi-
schen Bürgerschaft. Ich denke 83 Abgeord-
nete sind im Verhältnis zu Hamburg oder
Berlin viel zu viel. Legtmandie Einwohner-
zahl zuGrunde leistet sich das kleinste Bun-
deslandpro 7963Bewohner einenAbgeord-
neten; Hamburg pro 15702 Einwohner und
Berlin pro 23489 Einwohner einen Abge-
ordneten. Umgerechnet auf Hamburger
oder aber Berliner Einwohnerzahlen käme
Bremen dann auf 42 oder aber 28 Abgeord-
nete. DIETER HECHT, BREMEN

Zum Thema „Flughafen-Chefaufseher Wo-
wereit geht“:

Mangel an Lehrjahren
Wir erinnern uns an das Jahr 2001, als Wo-
wereit sich um das Amt des Regierenden
Bürgermeisters bewarb und in Berlin offen
und stolz verkündete: „Ich bin schwul -
und das ist auch gut so!“ Das war ein muti-
ger Schritt als Politiker in die deutsche Öf-
fentlichkeit.
Anfang 2013 verkündete derselbe Politi-

ker offen und feige seinenRücktritt als BER-
Flughafen-Chefaufseher. „Ich war und bin
als Politiker völlig unfähig, die Oberauf-
sicht des komplexen BER-Flughafen-Neu-
baus durchzuführen, daher trete ich von
diesem Amt zurück - und das ist auch gut
so!“, wäre der ehrliche und passende Ab-
gang gewesen. Noch ehrlicher wäre es,
wenn alle „drei Aufseher in einem Boot“,
der Bund, Brandenburg undBerlin, zurück-
treten und anteilig mit in persönliche Haf-
tung für die Milliardenschulden genom-
men würden. Hier zeigt sich wieder und
wieder in der Politik der eklatante Mangel
an grundlegenden Lehrjahren, ohne die
kein Handwerker je seinen Beruf ordent-
lich ausüben könnte.

DR. -ING. E. W. UDO KÜPPERS, BREMEN

Zum Thema „Ungarn führt Gedenktag
für Vertreibung der Deutschen ein“:

Dank dafür!
Jetzt hat Ungarn einen Gedenktag zu Eh-
ren der von den Kommunisten vertriebe-
nen Deutschen eingeführt. Dank an jene
Männer und Frauen, die den Mut hatten,
das zu tun. In Deutschland gibt es über den
Bau eines Denkmals für unsere während
Flucht und Vertreibung Ermordeten nur
Zank und Streit zwischen den Parteien. Es
ist ein entwürdigendes Schauspiel, was
unsere Politiker, denen es offenbar nur
noch um Parteipolitik undMacht geht, dort
bieten. Man kann sich nur noch für diese
Leute schämen. KARL HARTMANN, BREMEN

Falscher Zeitpunkt
Ein Schelm der Böses denkt. Natürlich hat
Herr Steinbrück recht. Gemessen an den
Gehältern der Spitzenmanager, die zwi-
schen zehn und 50 Millionen Euro im Jahr
einstreichen, verdienen unsere Politiker in
der Tat wenig. Würden wir sie besser be-
zahlen, gingen viele gute Leute in die Poli-
tik, wo sie dringend gebraucht werden. So
aber sagen sich diese Leute, dass sie in der
freien Wirtschaft doch viel mehr verdienen
können. Scheitern sie aber oder haben sie
dengrößtenMist verbockt, der nächsteVor-
standsposten wartet bereits auf sie. Merk-
würdig nur, das Herrn Steinbrück dieses in
dem Moment auffällt, da er sich anschickt,
Kanzler zuwerden.Hätte er doch das Schei-
tern seiner Kanzlerwahl abgewartet, umda-
nach für die hoffentlich wiedergewählte
FrauMerkel eine bessere Bezahlung zu er-
streiten. WILFRIED LÜBBEN, BREMEN

Schlecht beraten
Ichmöchte die Liste der „angesehenenPer-
sönlichkeiten“ um Peer Steinbrück erwei-
tern. Als Kanzlerkandidat einer Arbeiter-
partei wäre er vielleicht gut beraten gewe-
sen, nicht über seine Gehaltsvorstellungen
zu spekulieren,sondern darauf hinzuwei-
sen, dass gerade die Banker und Unterneh-
mensbosse zu hoheGehälter undAbfindun-
gen erhalten. WALTRAUD GOEDRICH, BREMEN Zum Thema „Millionen-Honorar

für Anwaltskanzlei“:

Lobbyismus pur!
Im Weser-Kurier konnte man unlängst
nachlesen, wie weit Politik und Wirtschaft
miteinander verflochten sind.Wie dort rich-
tig erwähnt wird, ist das Verfahren, sich
durch unabhängige Fachleute beraten zu
lassen, nicht illegal. Eine Anwaltskanzlei
ist aber nicht unabhängig. Sie vertritt im-
mer eine Klientel. Das ist Lobbyismus pur!
Man könnte das auch mit Korruption be-
zeichnen. Das Beispiel zeigt auch, dass der
Lobbyismus bisher nicht nur von der gel-
ben Klientel-Partei praktiziert wurde. Die
gesamte Politik wird dadurch unglaubwür-
dig – und die Parteien wundern sich?

HANS JOACHIM DREWES, BREMEN


